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Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern 
für Wohnungsbau und für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes darf ich die an die Bundesregierung ge- 
richtete Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 
11. März 1958 wie folgt beantworten: 

Die in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage ge- 
nannte Bedarfszahl von 85 000 Wohnungen geht 
über den gegenwärtigen Wohnungsbedarf der An- 
gehörigen der Bundeswehr und der Bundeswehr- 
verwaltung weit hinaus. Bei dieser Zahl handelt 
es sich vielmehr um den Endbedarf, der voraussicht- 
lich bis zum Abschluß der militärischen Aufstel- 
lungsvorhaben, und zwar bis Ende 1961, anfallen 
wird. 

Zu 1. 

Dem derzeitigen Aufstellungsstand der Bundeswehr 
entsprechend und angepaßt an bereits abgeschlos- 
sene militäirsche Planungen wurden bisher in 
4 Programmen und Teilen eines 5. Programms bis 
zum 1. März 1958 insgesamt 40 758 Wohnungen für 
die Angehörigen der Bundeswehr und der Bundes- 
wehrverwaltung angefordert. Dieser Bedarfszahl von 
40 758 Wohnungen stand am 1. März 1958 ein Woh- 
nungsbestand von 11 816 Wohnungen gegenüber. Zu 
diesem Zeitpunkt war also ein ungedeckter nomi- 
neller Bedarf von rd. 29 000 Wohnungen vorhan- 
den. Hierbei bleibt aber zu beachten, daß von den 
in den bisherigen Wohnungsbeschaffungsprogram- 
men angeforderten Wohnungen mindestens 8000 
Wohnungen erst im Laufe des Jahres 1959 benötigt 
werden. Der bis Ende dieses Jahres anfadende 
Wohnungsbedarf wird danach höchstens 21 000 


Wohnungen betragen. Ein erheblicher Teil dieses 
Wohnungsbedarfs konnte erst in der Zeit von Sep- 
tember 1957 bis März 1958 ermittelt werden, da die 
Feststellung des Wohnungsbedarfs örtlich jeweils 
von dem Abschluß der militärischen Planung ab- 
hängig ist. In diesen Fällen kann daher im allge- 
meinen eine kurzfristige Bedarfsdeckung nicht er- 
wartet werden. 

Der augenblicklich vorhandene und bis Ende des 
Jahres hinzukommende Wolmungsbedarf von ins- 
gesamt etwa 21 000 Wohnungen dürfte nach den 
eingeleiteten Baumaßnahmen und den zu erwar- 
tenden Freigaben von Wohnungen der Stationie- 
rungsstreitkräfte überwiegend noch in diesem Jahre 
gedeckt werden. Zu dieser Annahme berechtigt der 
Stand der Bauvorhaben am 1. März 1958. An die- 
sem Stichtag waren hiervon bereits 6399 Wohnun- 
gen im Bau, 1433 Wohnungen unmittelbar vor Bau- 
beginn und 11 066 weitere Wohnungen von den 
Oberfinanzdirektionen fest verplant. Hinzu kommt, 
daß im Laufe dieses Jahres mit dem Freiwerden 
von etwa 6000 bisher von den Stationierungsstreit- 
kräften genutzten Wohnungen zu rechnen ist. 

Um den vielerorts vorhandenen Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung geeigneten Baugeländes ent- 
gegenzuwirken, trägt die Bundesvermögensverwal- 
tung durch Bereitstellung bundeseigenen Geländes 
an Bauträger im Wege der Veräußerung oder der 
Bestellung von Erbbaurechten wo immer nur mög- 
lich bei. Daneben werden verfügbare bundeseigene 
Wohnungen in den Standorten der Bundeswehr — 
in Notfällen auch in anderen Orten — in erster 
Linie an Angehörige der Bundeswehr vergeben. 
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Um Wohnungen des freien Wohnungsmarktes in 
verstärktem Umfange zur Versorgung der Truppe 
heranzuziehen, wird z. Z. eiwogen, die schon jetzt 
mögliche Wohnifngsbeschaffung durch Kapitalisie- 
rung der Trennungsentschädigung weiter auszu- 
bauen und dadurch die Eigeninitiative der Soldaten 
in stärkerem Maße zu fördern. 

Die Bundesregierung hat, wie aus dem Ablauf der 
bisherigen Maßnahmen zur Wohnungsbeschaffung 
hervorgeht, alles getan, um die verheirateten An- 
gehörigen der Bundeswehr beschleunigt in Woh- 
nungen unterzubringen. Sie wird auch weiterhin 
bestrebt sein, jede Möglichkeit zur Beschleunigung 
der Wohnungsbeschaffung wahrzunehmen. Deshalb 
hat es auch der für die Wohnungsbaumaßnahmen 
verantwortliche Bundesminister für Wohnungsbau 
übernommen, sich in Standorten der Bundeswehr 
über den Stand der Fürsorgemaßnahmen persönlich 
zu unterrichten, um erforderlichenfalls ergänzende 
Weisungen zur Beschleunigung zu geben. 


Zu 2. 

Wie sich aus der Darstellung zu 1. ergibt, liegt eine 
Notwendigkeit zu organisatorischen bzw. Verfah- 
rensänderungen in der Wohnungsbeschaffung für 
die Bundeswehr nicht vor. Die Bundesregierung 
hatte von vornherein, als sie die Baumaßnahmen 
für die Bundeswehr einleitete, das Bundesministe- 
rium für Wohnungsbau zu einem vereinfachten 
Verfahren ermächtigt. Dieses hat im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesrechnungshof in dem Bewilligungsver- 
fahren zur Beschleunigung Erleichterungen ein- 
geführt, soweit solche im Hinblick auf die Notwen- 
digkeit, Bauskandale jeglicher Art auszuschließen, 
noch vertretbar erschienen. 

Die Länder sind in dem Verfahren auftragsweise 
für den Bund durch die Landesbauabteilungen der 
Oberfinanzdirektionen in der bautechnischen Prü- 
fung der Darlehensanträge, der Überwachung der 
Baudurchführung und der Schlußabrechnungen, 
außerdem gemäß einer besonderen Vereinbarung 
mit der ARGEBAU in landesplanerischer Hinsicht 
und in gegenseitiger Unterrichtung über insbeson- 
dere negative Erfahrungen mit den Bauträgern be- 
teiligt. 

Von einer organisatorischen Änderung der Zustän- 
digkeit, etwa einer Übertragung des Wohnungsbaus 
für die Bundeswehr als eines Teiles der Wohnungs- 
fürsorge des Bundes für seine Bediensteten auf die 
Länder, an die bei der Anfrage vermutlich gedacht 
wird, ist eine Beschleunigung nicht zu erwarten. 
Der Bundesminister für Wohnungsbau und die Bun- 
desvermögens- und Bauabteilungen bei den Ober- 


finanzdirektionen betreiben diese Wohnungsfür- 
sorge schon seit 1950 und dürften daher über nicht 
geringere Erfahrungen verfügen als die entspre- 
chenden Stellen der Länder. Vorhandene objektive 
Schwierigkeiten in der Bauvorbereitung, Grund- 
stücksboschaffung, Planung, Erschließung, zeitweilig 
auch in der Beschaffung von Finanzierungsmitteln, 
dürften nach den bisherigen Erfahrungen auch die 
Länder nicht leichter überwinden können. 

Wie im übrigen andere Arbeitgeber und in dieser 
Eigenschaft auch die Länder die Wohnungsbeschaf- 
fungsmaßnahmen für ihre Bediensteten selbst durch- 
führen, so wird man auch dem Bund als Dienst- 
herrn das Recht zugestehen müssen, die Maßnahmen 
der Wohnungsfürsorge für seine Bediensteten in 
eigener Zuständigkeit durchzuführen. 


Zu 3. 

Nach einer erst kürzlich durchgeführten Erhebung 
des Bundesministeriums für Wohnungsbau sind im 
Wohnungsbau für die Bundeswehr eingesetzt (nach 
der Zahl der Wohnungen) 

gemeinnützige Wohnungsunternehmen mit 37,8 v. H. 
freie Wohnungs unternehmen mit 32,6 v. H. 

private Bauherren mit 29,6 v. H. 

Eine Bevorzugung von gemeinnützigen Trägern 
würde weder mit § 25 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes in der Fassung vom 25. August 1953 noch 
auch mit dem Sinn des Artikels 3 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes vereinbar sein. Die Bundesregierung ist 
bereit, auch in Zukunft leistungsfähige und zuver- 
lässige gemeinnützige Wohnungs unternehmen als 
Bauträger einzuschalten. 

Zu 4. 

Im Monat Januar 1958 wurden bei Tit. 108 im Ein- 
zelplan 14 8 368 526,60 DM für Trennungsentschädi- 
gung aufgewendet. Der im Haushaltsjahr 1957 bis 
zum 31. Januar 1958 für Trennungsentschädigung 
gezahlte Gesamtbetrag beläuft sich auf 70 023 345,29 
DM, also rund 7 Mio DM monatlich. 

Bei der Wertung dieser Zahlen ist zu berücksichti- 
gen, daß ein Teil der gezahlten Trennungsentschädi- 
gung nicht durch den noch teilweise ungedeckten 
Wohnimgsbedarf der Angehörigen der Bundeswehr 
und der Bundeswehrverwaltung bedingt ist. Auch 
nach voller Deckung des Wohnungsbedarfs wer- 
den Aufwendungen für Trennungsentschädigung un- 
vermeidlich sein, da innerhalb der Bundeswehr aus 
zwingenden dienstlichen Gründen in weit stärke- 
rem Maße als bei anderen Institutionen mit Ver- 
setzungen zu rechnen ist, die vielfach nidit mit einer 
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sofortigen Wohnungszuweisung verbunden werden 
können. Hinzu kommt die Teilnahme an Lehrgän- 
gen, der Besuch von Schulen verschiedener Art, 
der vorübergehende Einsatz in anderen Standorten 
und die Abkommandierungen zu Auslandskomman- 
dos. Die Höhe der Aufwendungen, die in diesen 
Fällen durch Zahlung von Trennungsentschädigung 
entstehen, wird sich erst einige Zeit nach Abschluß 
der Aufstellung der Bundeswehr — ohne umfang- 
reiche Feststellungen treffen zu müssen — über- 


sehen lassen. Eine auch nur annähernd zuverlässige 
Angabe über die im Monat Januar 1958 an woh- 
nungsuchende Soldaten gezahlte Trennungsentschä- 
digung, soweit diese Ausgaben auf den noch teil- 
weise ungedeckten Wohnungsbedarf zurückzufüh- 
ren sind, ließe sich nicht ohne zeitraubende Erhe- 
bungen bei den beteiligten und titelbewirtschaften- 
den Stellen bis hinunter zu den Standorten und nur 
unter großem Verwaltungs- und Kostenaufwand er- 
möglichen. 


In Vertretung 

Dr. Rust 



